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Investitionsgarantien der Bundesrepublik Deutschland 

Allgemeine Informationen 

1 Positive Entscheidung für Projekte in Mexiko 

2 Solarprojekte im Iran 

 

 

 

 

 

 

 

 

POSITIVE ENTSCHEIDUNG FÜR PROJEKTE IN MEXIKO 

Der Interministerielle Ausschuss für Investitionsgarantien (IMA) hat in seiner Sitzung im Dezember 2017 

die Deckungsmöglichkeiten für die Absicherung von Beteiligungen und Darlehen deutscher Investoren in 

Mexiko vollumfänglich bestätigt. Für dieses Land lagen seit über vier Jahren keine Anträge zur Entschei-

dung vor. 

Grundlage für die Garantieübernahmen ist der deutsch-mexikanische Investitionsförderungs- und -

schutzvertrag, der am 23. Februar 2001 in Kraft getreten ist. Gemäß der Entscheidungspraxis des IMA 

behält sich der Bund zur Vermeidung von Risiken, die sich aus der sog. „Calvo-Klausel“ ergeben, die 

Ausübung seines völkerrechtlichen Schutzrechts vor. Die Klausel besagt, dass jeder Ausländer als Mexi-

kaner zu betrachten ist und darauf zu verzichten hat, bei Streitigkeiten den Schutz seiner Regierung an-

zurufen. Die Klausel findet sich vor allem in Konzessions-, Investitions- oder Gründungsverträgen einer 

mexikanischen Gesellschaft. Bislang sind allerdings keine Fälle bekannt geworden, in denen Mexiko die 

„Calvo-Klausel“ zum Nachteil des Investors angewendet hat. 

SOLARPROJEKTE IM IRAN 

Darüber hinaus hat der Interministerielle Ausschuss in seiner Sitzung im Dezember 2017 erstmalig Ga-

rantien für ein Solarprojekt im Iran sowohl für das eingesetzte Kapital als auch die fälligen Erträge über-

nommen. Derzeit liegen uns zahlreiche weitere Anträge für Solarprojekte im Iran zur Prüfung vor. Grund-

sätzlich wird die Investitionstätigkeit deutscher Unternehmen im Bereich erneuerbarer Energien im Iran 

begrüßt. Projekte können durch Investitionsgarantien der Bundesrepublik gegen politische Risiken abge-

sichert werden. 
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Redaktion DIA-Report; Informationen nach bestem Gewissen, jedoch  
ohne Gewähr. Verbindliche Aussagen über die Übernahme von Bundes-
deckungen erfolgen ausschließlich im schriftlichen Antragsverfahren. 

Auskünfte zu konkreten Deckungsangelegenheiten erteilen Ihnen gern 
unsere Mitarbeiter/-innen der jeweiligen Sachgebiete.  

Spezielle Mittelstandsberatung erhalten Sie unter: 
Tel. +49 (0) 40 / 63 78 – 20 66 (Investitionsgarantien) 

Bei weiteren Fragen und Anregungen zum DIA-Report sprechen Sie bitte 
die Redaktion an: 
Tel. +49 (0) 40 / 63 78 – 20 56 

Den erforderlichen Rechtschutz bietet der am 23. Juni 2005 in Kraft getretene deutsch-iranische Investiti-

onsförderungs- und -schutzvertrag. Die Anwendbarkeit dieses Vertrages setzt voraus, dass die Kapitalan-

lage von der iranischen Regierung oder einer von ihr bezeichneten Stelle zugelassen worden ist. Dabei 

handelt es sich im Regelfall um eine Zulassung der Iranischen Organisation für Investitionen, Wirtschaftli-

che und Technische Hilfe (OIETAI) oder gegebenenfalls ihrer Nachfolgeorganisation. Die Genehmigung 

muss zum Zeitpunkt der Entscheidung über einen Garantieantrag vorliegen. Für Projekte im Iran wird ein 

erhöhtes Entgelt von 0,6 % p. a. erhoben. Aufgrund von Transferbeschränkungen, die sich aus der 

OIETAI-Genehmigung ergaben, hielt der Bund zuletzt eine Deckungsbeschränkung durch Ausschluss 

von Konvertierungs- und Transferrisiken (KT-Fall) für erforderlich. 

 
 
 
 
 
 
 

 

 


